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ration (EMBA) Leadership und Management» 
zum Gegenstand hat und damit auch die Master-
arbeit beinhaltet. Da die Auslegung nach dem 
Vertrauensprinzip somit zu einem Ergebnis 
führt, besteht für eine Anwendung des Grund-
satzes «in dubio contra stipulatorem», welchen 
der Beschwerdeführer in Bezug auf die unkla-
re Formulierung in Ziff. 1 der Weiterbildungs-
vereinbarung geltend macht, von vornherein 
kein Raum. 

Massgeblicher Zeitpunkt des Abschlusses 
(Erwägung 7) 
Da zur Bestimmung des Beginns der zweijäh-
rigen Rückerstattungspflicht wie erwähnt der 
Abschluss der vereinbarten Ausbildung mass-
gebend ist, ist nach dem vorgehend Ausgeführ-
ten grundsätzlich auf den Zeitpunkt des Erhalts 
des EMBA-Diploms am 21. Januar 2016 abzu-
stellen. Ziff. 7 der Weiterbildungsvereinbarung 
spricht nun aber davon, dass die Rückzahlungs-
verpflichtungen «2 Jahre nach Abschluss der 
Ausbildung, im Oktober 2017» erlöschen. Die 
Vorinstanz hat diese Bestimmung in der ange-
fochtenen Verfügung zu Gunsten des Beschwer-
deführers dahingehend ausgelegt, dass die 
Rückerstattungspflicht trotz Ausbildungsab-
schluss im Januar 2016 bereits am 31. Septem-
ber 2015 zu laufen beginnt und am 30. Septem-
ber 2017 endet. Darauf kann abgestellt werden. 
Der Austritt des Beschwerdeführers aus der 
Bundesverwaltung per Ende Februar 2017 er-
folgte somit sieben Monate vor Ablauf der zwei-
jährigen Rückerstattungspflicht. Da gemäss  
Ziff. 7 der Ausbildungsvereinbarung bei einem 
solchen Austritt die Ausbildungskosten «pro-
rata temporis» zurückbezahlt werden müssen, 
hat der Beschwerdeführer der Vorinstanz davon 
einen Anteil von 7/24 zurückzuerstatten. 

Umfang der Rückerstattung (Erwägung 8)
Zu klären bleibt die Frage, ob nebst der finan-
ziellen Beteiligung der Vorinstanz in der Höhe 
von CHF 14 875 auch die gewährten Arbeitstage 
der Rückerstattungspflicht unterliegen, wovon 
das BFE in der angefochtenen Ver-
fügung ausging. 

Der Beschwerdeführer rügt hier-
bei eine unrichtige Auslegung von 
Ziff. 7 der Weiterbildungsvereinba-
rung durch die Vorinstanz. Nach 
seiner Ansicht habe er nur die er-
haltene finanzielle Unterstützung 
von CHF 14 875 anteilsmässig zu-
rückzuerstatten, nicht jedoch die ge-
währten Arbeitstage. Hierbei beruft 
er sich primär auf den übereinstim-
menden Parteiwillen. Die Vorinstanz 
hätte im Zeitpunkt des Vertrags-
schlusses gewusst, dass es zwei Ar-
ten von rückerstattungsfähigen Kos-
ten gebe, nämlich den Beitrag an 
die Kurskosten in der Höhe von CHF 
14 875 sowie die Kosten, welche ihr 

durch die Gewährung von 24 bezahlten Aus-
bildungstagen indirekt entstehen würden. Vor-
liegend habe man hinsichtlich der Rückzahlung 
offensichtlich eine Unterscheidung treffen wol-
len, da in Ziff. 7 der Weiterbildungsvereinbarung 
unmissverständlich festgehalten worden sei, 
dass nur die «direkten Kurskosten» zurückver-
gütet werden müssten. Bei diesen «direkten 
Kurskosten» könne es sich nur um die in der 
Weiterbildungsvereinbarung als «Kurskosten» 
bezeichnete, finanzielle Beteiligung von total 
CHF 14 875 handeln. Die Kosten für die zur 
Verfügung gestellte Ausbildungszeit müssten 
demgegenüber als «indirekte Kosten» betrachtet 
werden, die er gemäss Ziff. 7 der Weiterbildungs-
vereinbarung – e contrario – nicht zurückerstat-
ten müsse. 

Die Vorinstanz macht demgegenüber geltend, 
die Rückerstattungspflicht umfasse praxisge-
mäss die gesamte gewährte Unterstützung, un-
abhängig davon, in welcher Form sie gewährt 
worden sei. Dies erläutere sie den Mitarbeiten-
den jeweils in Gesprächen im Vorfeld des Ab-
schlusses einer Weiterbildungsvereinbarung. 

Unter der Überschrift «Rückzahlungsverein-
barung» in Ziff. 7 der Weiterbildungsvereinba-
rung hielten die Parteien Folgendes fest: 

	 «Es gelten die Rückzahlungsverpflichtungen 
gemäss Art. 4, Abs. 5 der Bundespersonalver-
ordnung. Die Rückzahlungsverpflichtungen 
erlöschen 2 Jahre nach Abschluss der Ausbil-
dung, im Oktober 2017. Die direkten Kurs-
kosten müssen dem EPA/BFE zurückvergütet 
werden. Bei früherem Austritt aus der allge-
meinen Bundesverwaltung müssen die Aus-
bildungskosten prorata temporis zurück-
erstattet werden.»

Massgebend für die Rückzahlungsverpflichtung 
ist somit in erster Linie Art. 4 Abs. 5 BPV. Danach 
kann der Arbeitgeber von den Angestellten Aus- 
und Weiterbildungskosten zurückfordern, wenn 
diese die Aus- oder Weiterbildung abbrechen 
oder das Arbeitsverhältnis innerhalb von zwei 

Jahren seit Abschluss der Aus- oder Weiterbil-
dung auflösen und nicht unterbruchslos ein 
neues Arbeitsverhältnis bei einer Verwaltungs-
einheit nach Artikel 1 eingehen. Es mag zutref-
fen (vgl. Eidgenössisches Personalamt EPA, 
Bundespersonalverordnung [BPV], Erläuterun-
gen, Juni 2001, S. 7) und wird vom Beschwer-
deführer nicht bestritten, dass nach dieser Be-
stimmung grundsätzlich auch der finanzielle 
Gegenwert der für die Weiterbildung zur Verfü-
gung gestellten Arbeitstage zurückgefordert 
werden kann. Daraus lässt sich nun aber noch 
nicht schliessen, dass vorliegend tatsächlich 
auch für die von der Vorinstanz gewährten Ar-
beitstage eine Rückerstattungspflicht vereinbart 
wurde, hielten die Parteien doch in Ziff. 7 der 
Vereinbarung zusätzlich fest, die «direkten Kurs-
kosten müssen dem EPA/BFE zurückvergütet 
werden». Es stellt sich daher die Frage, ob damit 
eine Einschränkung der Rückerstattungspflicht 
auf die «direkten Kurskosten» erfolgte oder ob 
damit nur die Frage geklärt wurde, an wen die 
Kosten zurückvergütet werden müssen.

Der Begriff der «direkten Kurskosten» wird 
in der Weiterbildungsvereinbarung zwar nicht 
näher definiert und auch einzig in Ziff. 7 er-
wähnt, jedoch wird damit zwangsläufig zum 
Ausdruck gebracht, dass auch «indirekte 
Kurskosten» bestehen. Andernfalls hätten die 
Parteien an dieser Stelle nur von «Kurskosten» 
gesprochen. Einen anderen Grund für die Ver-
wendung dieses Begriffs legt die Vorinstanz 
denn auch nicht dar. Da sich die Vorinstanz in 
der Weiterbildungsvereinbarung verpflichtete, 
sich einerseits an den Kurskosten finanziell zu 
beteiligen und andererseits dem Beschwerde-
führer maximal 24 Arbeitstage für die Weiter-
bildung zu gewähren, kann unter objektiven 
Gesichtspunkten nur der Schluss gezogen wer-
den, dass mit den «direkten Kurskosten» die 
finanzielle Beteiligung an den Kurskosten ge-
mäss Ziff. 4 der Vereinbarung gemeint ist. Die 
Kosten für die zur Verfügung gestellten Arbeits-
tage sind demgegenüber als «indirekte Kurs-
kosten» anzusehen. 

Ergebnis (Erwägung 9)
Unter die Rückerstattungspflicht 
fällt somit einzig die finanzielle 
Beteiligung der Vorinstanz in der 
Höhe von CHF 14 875, nicht je-
doch der finanzielle Gegenwert 
der gewährten Arbeitstage.

Dr. Michael Merker
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INNOVATIONEN IN DER AUTO-
BRANCHE – PARKIEREN PER 
SMARTPHONE
Zürich Versicherung

Elektro oder Hybrid, Parkieren per Smartphone oder Kamera? Die 
Autobranche entwickelt sich rasant. Die spannendesten aktuellen 
Trends. 

Dem Reh ausweichen? Aber sicher!
Was ist gefährlicher – ein Reh überfahren oder 
beim Ausweichen von der Fahrbahn abkommen? 
Solche Fragen sind hoffentlich bald passé. Denn 
die Autos der Zukunft sollen nicht nur Hinder-
nisse erkennen, sondern auch in der Lage sein, 
automatisch ein sicheres Ausweichmanöver zu 
berechnen. Damit der Fahrer weder im Reh noch 
in der Tanne landet.

Peinliche Parkiermanöver vermeiden
Manche können es besser als andere: sich ele-
gant und in wenigen Zügen in die engsten Park-
lücken manövrieren. 

Für alle, die Mühe damit haben, wird das 
Parkieren per Mobiltelefon oder Autoschlüssel 
ein Segen sein. Der Lenker steuert sein Auto 
per Fernbedienung von aussen und kann dabei 
die Abstände viel leichter kalkulieren. So lassen 
sich peinliche Manöver inmitten einer zwar hilfs-

bereiten, aber auch gutmütig-amüsierten Zu-
schauermenge künftig vermeiden.

Kameras statt Spiegel
Das Auto der Zukunft wird mit noch mehr Ka-
meras ausgestattet sein, um z. B. Abstände zu 
messen oder Bremsmanöver einzuleiten. Erste 

Hersteller liebäugeln sogar damit, alle Spiegel 
durch Kameras zu ersetzen und die gesamte 
Windschutzscheibe zum Display zu machen. 
Das bedeutet eine «gläserne Motorhaube» vorn 
und freie Sicht nach hinten, selbst wenn der 
Kofferraum bis ganz oben mit Reisegepäck ge-
füllt ist. 

Dein Auto kennt dich genau
«Oh nein, schon wieder der falsche Radiosen-
der!» Fahrersitz, Musik oder auch Klimaanlage 
müssen heutzutage jedes Mal von neuem ein-
gestellt werden, wenn mehrere Lenker sich ein 
Fahrzeug teilen. Künftige Autos machen das 
unnötig, denn sie gehen individuell auf den 
jeweiligen Fahrer ein. Das kann auch bedeuten, 
dass bei der sportlich fahrenden Mutter ein 
anderes Motorenprogramm aktiviert ist als beim 
Sohn, der eher defensiv unterwegs ist.

Ein Fingerzeig nur – und schon ist Ruhe
Eltern kleiner Kinder träumen davon: Eine klei-
ne Handbewegung, und es kehrt Ruhe ein. Das 
automatische Stillschweigen von Kindern kriegt 
das Auto der Zukunft zwar nicht hin, doch im-
merhin wird das Autoradio auf Fingerzeig ge-
horchen und sich so lauter oder leiser stellen 

Innovativ und preisgekrönt: Zurich hat 
2016 eine Autoversicherung ohne Prä-
mienstufensystem lanciert und dafür 
den Innovationspreis der Schweizer As-
sekuranz gewonnen. Die Versicherung 
belohnt sicheres Fahren und bietet vie-

le Vorteile für die Kunden: Die Prämie 
wird im Schadenfall nicht automatisch 
erhöht. Drei Jahre unfallfreies Fahren 
wird mit CHF 500 weniger Selbstbehalt 
belohnt.

Expertentipp: innovativ unterwegs – auch 
in Sachen Versicherung
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Im Internet finden Sie unter 
www.zurich.ch/partner alle Informa-
tionen zu den Angeboten von Zurich. 
Hier können Sie Ihre individuelle Prä-
mie berechnen und Ihre persönliche 
Offerte erstellen. 
Dafür benötigen Sie folgenden Zu-
gangscode: dyXKSy6R

Oder Sie verlangen über die Telefon-
nummer 0800 33 88 33 eine unverbind-
liche Offerte (bitte erwähnen Sie Ihre 
ZV-Mitgliedschaft). 

Mitglieder von Öffentliches Personal Schweiz (ZV)  
profitieren bei Zurich von 10% Rabatt

lassen. Auch andere Elemente, wie das Schie-
bedach, sollen auf Handbewegung reagieren.

Mit dem Elektroauto in die Ferien
Heutzutage zögern viele Menschen, sich ein 
Elektroauto anzuschaffen. Sie fürchten die  kur-
zen Reichweiten, die auch noch von der Ge-
schwindigkeit und von den Aussentemperaturen 
abhängen. Doch die Autobauer arbeiten mit 
Hochdruck an der Batterie- und Ladetechnik. 
Schon 2020 soll es Autos mit Reichweiten über 
500 Kilometer geben, versprechen die Herstel-
ler. Dann sind Elektroautos nicht nur im Stadt-
verkehr attraktiv, sondern auch für die Ferien 
tauglich.

Baselstädtischer Angestelltenverband (BAV)
KANTON BASEL-STADT

Die Vertretung des BAV

Dr. Georg Schürmann 
Sekretär BAV

Der Baselstädtische Angestellten-
verband (BAV) nimmt seine Aufgaben 
durch verschiedene Organe und Per-
sonen wahr. Neben der Mitgliederver-
sammlung und dem Sekretariat ge-
schieht dies durch den Vorstand und 
den Beirat. Zusätzlich spielt der BAV 
eine aktive Rolle in der Sozialpartner-
schaft im Kanton Basel-Stadt. So ver-
tritt der Verband Interessen seiner 
Mitglieder auf verschiedenen Ebenen 
und in diversen Gremien. 
Neben diesen Aufgaben der Sozial-
partnerschaft gewährt der BAV seinen 

Mitgliedern einen unentgeltlichen 
Rechtsschutz in sämtlichen anstel-
lungsrechtlichen Fragen und – in be-
grenztem Umfang – in den übrigen 
Rechtsgebieten. 

I.	 Vorstand und Beirat
Der Vorstand des BAV besteht aus mehreren 
Personen, von welchen einzelne für bestimmte 
Ressorts verantwortlich sind. Per 1. Januar 2018 
setzt sich der Vorstand wie folgt zusammen:

•	 Dr. Gregor Thomi, Präsident
•	 Andreas Reyes Carpio, Vizepräsident
•	 Patrizia Bardelli, Finanzen
•	 Dr. Georg Schürmann, Sekretär
•	 Christian Heim, Ressort Personalrecht
•	 Prof. Edith Holsboer
•	 Ruth Wolf, Ressort Public Relation
•	 Christine Schneider
•	 Dr. Markus Dürrenberger, Ressort Versiche-

rungen
•	 Werner Weisskopf
•	 Birgitte Wittlin, Präsidentin Beirat

II.	 Vertretung in verschiedenen Gremien
Ein wichtiger Teil der Sozialpartnerschaft ist der 
Einsitz von Arbeitnehmervertretern in verschie-
denen Gremien, die sich mit dem Anstellungs-
verhältnis des baselstädtischen Staatspersonals 

befassen. Ein Teil der Sozialpartnerschaft wird 
von der Arbeitsgemeinschaft baselstädtischer 
Personalverbände (AGSt), welche seit letztem 
Jahr von Jean-Michel Héritier (FSS) präsidiert 
wird, ausgeübt. Daneben ist der BAV in folgen-
den Gremien durch Vorstandsmitglieder und/
oder den Sekretär vertreten:

•	 Personalrekurskommission: Christian Heim
•	 AGSt und SPG: Andreas Reyes 

(Vizepräsident BAV)
•	 Verwaltungsrat Pensionskasse BS: Dora 

Weissberg
•	 Vorsorgekommission Pensionskasse BS 

(Staat): vakant
•	 Vorsorgekommission Pensionskasse BS 

(UPK): Dr. Markus Dürrenberger
•	 Überführungskommission (Systempflege): 

Christian Heim
•	 Einsitz im Vorstand der arb: Dr. Georg 

Schürmann (Sekretär)
•	 Arbeitnehmerdelegation GAV Spitäler: 

Werner Weisskopf, Dr. Georg Schürmann 
(Sekretär)

•	 Arbeitnehmerdelegation Universität:  
Dr. Markus Dürrenberger

•	 Arbeitnehmerdelegation IWB: Dr. Georg 
Schürmann (Sekretär)

•	 Personalkommission Universitätsspital: 
Werner Weisskopf
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III.	Rechtsschutz in anstellungsrechtlichen 
Fragen

Das Rechtsschutzreglement des BAV sieht vor, 
dass der Sekretär des BAV den Verbandsmitglie-
dern zur Besprechung und Behandlung dienst-
licher und beruflicher Fragen unentgeltlich zur 
Verfügung steht. Soweit Verbandsmitglieder vom 
Verband im Rahmen von Einsprachen, Rekursen 
etc. rechtliche Verbeiständung benötigen, wird 
diese den Verbandsmitgliedern vom Verbands-
sekretär gewährt, wobei der Verbandssekretär 
seit mehreren Jahrzehnten jeweils auch als 
selbstständiger Anwalt tätig ist und somit über 
das nötige Fachwissen verfügt.

Ebenfalls rege genutzt wird der vom BAV 
angebotene Rechtsschutz ausserhalb des Perso-
nalrechts. So haben die Mitglieder die Möglich-
keit, beim Anwalt des Verbandes einmal pro 
Jahr eine unentgeltliche Rechtsauskunft in pri-
vaten Angelegenheiten einzuholen. Im Vorder-
grund stehen dabei Anfragen aus den Bereichen 
Vertrags-, Familien- und Erbrecht.

Mitglieder, welche neu in den Verband auf-
genommen werden, haben in dem Falle, da sie 
vom Verband rechtliche Verbeiständung im Rah-
men des Rechtsschutzes wünschen, neben dem 
ordentlichen Jahresbeitrag einen Selbstbehalt 
an die Rechtsschutzkosten zu leisten; die Höhe 
des Selbstbehaltes richtet sich dabei nach dem 
zu erwartenden Aufwand und ist auf maximal 
vier Jahresbeiträge beschränkt. 

IV.	Aktuelle Rechtsschutzfälle
Neben zahlreichen Anfragen im Zusammenhang 
mit der Umsetzung der Systempflege und den 
immer wiederkehrenden Anfragen im Zusam-
menhang mit vorzeitigen Pensionierungen ste-
hen nach wie vor folgende Anfragen an das 
Sekretariat im Zentrum:

In letzter Zeit (wieder) gehäuft haben sich 
sodann Anfragen im Zusammenhang mit einer 
länger dauernden Arbeitsunfähigkeit. Das ba-
selstädtische Personalgesetz sieht diesbezüglich 
grundsätzlich eine Sperrfrist von 365 Tagen vor, 
in denen das Arbeitsverhältnis vom Arbeitgeber 
nicht gekündigt werden darf. Diese Sperrfrist 
gilt gemäss der Lehre und der Gerichtspraxis 
jedoch nur dann, wenn sich die Arbeitsunfähig-
keit generell und nicht nur auf den bisherigen 
Arbeitsplatz bezieht. Liegt eine Arbeitsunfähig-
keit nur am bisherigen Arbeitsplatz vor, kann 
der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis bereits 
vor Ablauf der Sperrfrist kündigen. Freilich gilt 
es in diesen Fällen, die Gesamtsituation und 
insbesondere den Grund für die Krankschrei-
bung zu beachten, kann doch in vielen Fällen 
die Krankheit auch durch das Verhalten des 
Arbeitgebers (bspw. in Form einer Verletzung 
der Fürsorgepflicht) bedingt sein. Ist dies der 
Fall, kann eine Kündigung ebenfalls missbräuch-
lich sein.

Dr. Georg Schürmann
Sekretär des BAV, Advokat

Daten 2018
Ordentliche Mitglieder-
versammlung: noch offen

Pensioniertenausflug: 
Donnerstag, 7. Juni 2018 (ganztags)

Pensioniertenstamm: 
Dienstag, 30. Januar 2018

Dienstag, 20. März 2018

Dienstag, 19. Juni 2018

Dienstag, 14. August 2018

Dienstag, 16. Oktober 2018

Dienstag, 4. Dezember 2018

jeweils im Restaurant Stadtkeller, 
Marktgasse 11 (zwischen Schifflände 
und Fischmarkt), ab 15 Uhr bis  
ca. 17.30 Uhr

Kontaktmöglichkeit BAV
Adresse:	 St.-Alban-Vorstadt 21 
	 4052 Basel
Telefon:	 061 272 45 11
Fax:	 061 272 45 35
E-Mail:	 info@bav-bs.ch
Website:	 www.bav-bs.ch
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Verband des Glarner Staats- und Gemeindepersonals (VGSG)
KANTON GLARUS

Dankeschön!

Der traditionelle Chlaushock der Glarner 
Regierung für die Mitarbeitenden der kan-
tonalen Verwaltung fand dieses Jahr am  
6. Dezember 2017 im Restaurant Schüt-
zenhaus in Glarus statt. 

Mit dem Anlass will die Glarner Regierung ihren 
Mitarbeitenden Danke sagen für Treue, Leistung und 
vielerorts auch Aufopferung. Der Chlaushock soll 
aber auch der Geselligkeit sowie der Vernetzung 
dienen und zumindest für ein paar Stunden bei der 
Entschleunigung und dem «Abschalten» helfen. Ge-
rade in der heutigen Zeit sind solche Momente wich-
tiger denn je. Entsprechend liess es sich der Glarner 
Staats- und Gemeindepersonalverband (VGSG) auch 
dieses Jahr nicht nehmen, die ganze Organisation zu 
übernehmen. 

Der Einladung des VGSG im Namen der Glarner 
Regierung folgten dann auch knapp 170 Mitarbeiten-
de und Pensionierte. Wie bereits letztes Jahr fanden 
die Gespräche nicht auf der Bühne hinter dem Red-
nerpult, sondern zwischen den Gästen statt. Dies ist 
durchaus so gewollt, denn die Mitarbeitenden haben 
im Alltag oft zu wenig Zeit, sich auszutauschen und 
abteilungsübergreifende Kontakte zu knüpfen. Ent-
sprechend rege wurde dies auch genutzt und seitens 
der Regierung und des VGSG mit Freude zur Kennt-
nis genommen. 

Als Rahmenprogramm sorgte der diesjährige 
Künstler Federico Soldati für grosses Staunen und 
grosse Begeisterung. Er zeigte Demonstrationen, die 
sich auf Psychologie, Telepathie, Hypnose, Körper-
sprache, Einfühlungsvermögen, Gedächtniskunst und 
der Beeinflussung Anderer abstützen. Das Resultat 
war eine überwältigende und beeindruckende Show, 
welche bei den Gästen Staunen und Verwunderung 
auslöste. Wohl mancher Zuschauer rieb sich die  
Augen und fragte sich: «Wie ist dies nur möglich?» 
Der junge Tessiner Künstler ist ein Beispiel dafür, 
was mit Wille, Begeisterung und Durchhaltewillen 
möglich ist. Alle diese Attribute zeigen die Mitarbei-
tenden der Glarner Verwaltung tagtäglich, womit sich 
der Kreis wieder schliesst. Der Chlaushock 2017 war 
wiederum ein freudiger und gelungener Anlass, an 
den man wohl noch lange zurückdenkt.

Der Verband des Glarner Staats- und Gemeinde-
personals (VGSG) wünscht an dieser Stelle dem Re-
gierungsrat, allen seinen Verbandsmitgliedern und 
den Mitarbeitenden des Kantons und der Gemeinden 
alles Gute im neuen Jahr.
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Rückblick 2017 und Ausblick 2018

Peter Stengele 
Präsident VGSG

1.	 100 Jahre VGSG 
Am 27. März 2017 konnte der Verband des 
Glarner Staats- und Gemeindepersonals 
(VGSG) im Hotel Glarnerhof in Glarus seine 
101. Hauptversammlung (HV) abhalten. 

Der 1917 gegründete Verband konnte in 
diesem Jahr sein 100-jähriges Bestehen feiern. 
An der Feier überbrachten der Regierungsrat 
und die drei Glarner Gemeinden ihre Gruss-
botschaften. Auch der Zentralverband Öffent-
liches Personal Schweiz (ZV) war mit einer 
Delegation vertreten, was der VGSG sehr freu-
te. Nachdem die statutarischen Geschäfte rasch 
abgehandelt worden waren, hielt der Präsident 
Peter Stengele einen historischen Rückblick 
auf die letzten hundert Jahre. Der Vortrag wur-

de durch das VGSG-Motto «Wir bleiben dran 
– auf jeden Fall» beendet.

2.	 Konstitution des Vorstandes
An der Hauptversammlung (HV) 2017 mussten 
wir das Vorstandsmitglied Beat Aebli, Gemein-
devertreter Glarus Süd, verabschieden. Der 
Vorstand besteht zurzeit aus acht Vorstands-
mitgliedern und einem Präsidenten. Die Tä-
tigkeiten sind in Ressorts gegliedert, was eine 
höchstmögliche Effizienz gewährleistet. Der 
Vorstand besteht zurzeit aus acht Personen 
und einem Präsidenten (drei Frauen und sechs 
Männer). Leider ist bislang nur die Gemeinde 
Glarus im Vorstand mit zwei Gemeindeange-
stellten vertreten. Bislang fehlen die Gemein-
devertreter der Gemeinden Glarus Nord und 
Glarus Süd. 

3.	 Lohnstrategie 2018/Verhandlungen  
mit Regierungsrätlicher Personalkom-
mission

Der VGSG möchte sich weiterhin massgeblich, 
konstruktiv und in zielorientierter Zusammen-
arbeit mit der Regierungsrätlichen Personal-
kommission (RRPK) und den weiteren Perso-
nalverbänden an der nachhaltigen Entwicklung 
der Lohn- und Leistungsbestimmungen be-
teiligen. Der VGSG hielt auch wieder im Jahre 
2017 daran fest, dass eine moderne Personal-

politik monetäre und nicht monetäre Leis-
tungsfaktoren beinhalten soll, weil für die 
Arbeitnehmenden beide von ähnlich grosser 
Bedeutung sind. 

4. Lohnforderungen
Analog der Strategie vom letzten Jahr forder-
te der VGSG wieder eine Lohnsumme um einen 
Betrag, welcher eine generelle, individuelle 
und strukturelle Lohnerhöhung ermöglicht. 
Von einer konkreten Forderung monetärer 
Güter hat der VGSG abgesehen, weil das her-
kömmliche System schlicht den Landrat über-
fordert. Die Diskussion über Prozentwerte ist 
höchst ineffizient und zu abstrakt, da jeder 
Landrat, ja gar jede Person solche Werte für 
sich anders einordnet. Der VGSG hat daher 
lieber zeitgemässe Forderungen wie etwa den 
Ausbau des Vaterschaftsurlaubs, Ferien oder 
flexible Zeiteinteilung im Falle von Umzügen 
oder kranken Kindern. In der Folge lässt sich 
feststellen, dass die Debatten im Landrat viel 
substanzieller geworden sind. Gestützt auf 
Budgetantrag  2018 vom 3. Oktober 2017 liess 
der Regierungsrat verlauten, dass er dem  
Landrat 1% der aktuellen Lohnsumme bzw. 
CHF 750 000 für Lohnanpassungen im Budget 
2018 beantragt.

5.	 Dank an Regierungsrat
Aufgrund der erfreulichen Entwicklung im 
Rahmen der Teilrevision des Personalgesetzes, 
der Totalrevision der Personal- und Lohnver-
ordnung hat der VGSG in einer kurzen Stel-
lungnahme in der Zeitung «Südostschweiz» am 
21. September 2017 dem Regierungsrat öffent-
lich für die gelungene Zusammenarbeit ge-
dankt.

6.	 Ausblick 2018
Am 4. März 2018 finden im Kanton Glarus 
Gesamterneuerungswahlen für den Regie-
rungsrat und die Gemeindevorsteherschaften 
statt. Geplant ist, dass der Vorstand VGSG je-
dem Kandidaten für den Regierungsrat ein 
Hearing anbietet. Ob eine Wahlempfehlung an 
die Mitglieder durch den VGSG erfolgt, wird 
sich noch weisen.

Der VGSG ist bestrebt, weiterhin die Inter-
essen der Arbeitnehmer im öffentlichen Sektor 
zu vertreten und zu schützen, gemäss dem 
Motto: «Wir bleiben dran – auf jeden Fall».

Verband des Glarner Staats- und Gemeindepersonals (VGSG)
KANTON GLARUS

Der VGSG prüft 
2018, ob er für die 
Neuwahlen des 
Regierungsrates 
eine Empfehlung 
an seine Mitglieder 
abgibt.


